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Kurzprofil BBH

Becker Büttner Held gibt es seit 1991. Bei uns arbeiten 
Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater – sowie 
Ingenieure, Berater und weitere Experten in unserer BBH 
Consulting AG. Wir betreuen über 3.000 Mandanten und sind 
die führende Kanzlei für die Energie- und Infrastruktur-
wirtschaft.

BBH ist bekannt als „die“ Stadtwerke-Kanzlei. Wir sind aber 
auch viel mehr. In Deutschland und auch in Europa. Die 
dezentralen Versorger, die Industrie, Verkehrsunternehmen, 
Investoren sowie die Politik, z.B. die Europäische Kommission, 
die Bundesregierung, die Bundesländer und die öffentlichen 
Körperschaften, schätzen BBH.

 rund 250 Berufsträger, rund 550 Mitarbeiter

 Büros in Berlin, München, Köln, Hamburg,
Stuttgart, Erfurt und Brüssel
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Dr. Dörte Fouquet
Dr. Dörte Fouquet ist auf Europarecht und internationale 
Rechtsbeziehungen spezialisiert, mit Schwerpunkt im 
Wettbewerbs-, Infrastruktur-, Energie- und Umweltrecht 
und berät insbesondere  Unternehmen, Finanzinstitute, 
Verbände und Regierungsstellen in Deutschland und 
anderen Mitgliedstaaten, EU Institutionen und im 
internationalen Bereich. Im Nuklearrecht und im 
Beihilferecht , insbesondere zu Fragen um den EURATOM 
Vertrag ist Dr. Fouquet seit 1986 tätig.

 Studium der Rechtswissenschaften in Marburg und Hamburg

 1982 Wissenschaftliche Assistentin, Universität Hamburg

 1988 Behörde für Umwelt und Energie, Hamburg

 1991 Verbindungsbüro Hamburgs und Schleswig-Holsteins zur 
Europäischen Kommission in Brüssel

 1993 Partnerin der Kanzlei Kuhbier Brüssel

 Seit 2011 Partnerin bei BBH Brüssel

Rechtsanwältin · Partner

1000 Brüssel, Belgien · Avenue Marnix 28 · Tel +32 (0)2 204 44-12 · doerte.fouquet@bbh-online.be 
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Agenda

1. Einführung: Kontext und Ziele des Maßnahmenpakets 

„Saubere Energie für alle Europäer“

2. Überblick über dieses Maßnahmenpaket 

3. Zentrale Inhalte

4. Nächste Schritte

5. Industrieller Klimaschutz in der Praxis - Wo klemmt es? 
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Energieunion als Teil einer 
nachhaltigen Europäischen Union 
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Paris & die EU-Energieunion

 Pariser Klimaschutzübereinkommen vom Dezember 2015

 195 Staaten stimmen zu und entwickeln nationale Energie- und 
Klimapläne 

 Ziel: Begrenzung der Klimaveränderung auf unter 2°C 

 Völkerrechtlicher Vertrag

 rechtlich bindend für die Vertragsstaaten

 Deutschland: Verpflichtungen aus dem Übereinkommen sind durch Bund, 
Länder und Kommunen umzusetzen

 Politische Bedeutung: 

 weltweite politische Verpflichtung zur Bekämpfung des Klimawandels

 Zusätzlicher Impuls für EU Ziel, „weltweite Nummer Eins in erneuerbarer 
Energie zu werden“
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Ausgangspunkt

 30.11.2016: EU KOM veröffentlicht Gesetzespaket 
„Saubere Energie für alle Europäer“ (Winterpaket)

 Umsetzung der Ziele des Europäischen Rates (aus Oktober 2014)

 Soll Rahmen für Umsetzung des Pariser Abkommens (Dezember 
2015) geben

 Ziele:
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Die europäische Energieunion

 Zielvorgabe: “die EU zur weltweiten Nummer eins im 
Bereich der erneuerbaren Energien machen.”

 „Eine belastbare Energieunion mit einer ehrgeizigen 
Klimapolitik als Fundament, die EU Verbrauchern 
Privathaushalte und Unternehmen - eine sichere, 
nachhaltige, wettbewerbsfähige und bezahlbare Energie zur 
Verfügung zu stellt. Die Erreichung dieses Ziels macht einen 
grundlegenden Transformation des europäischen 
Energiesystems erforderlich.“
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Rahmenbedingungen für das Winterpaket

 Zielentscheide zur Senkung der THG-Emissionen sowie zur 
Steigerung der Energieeffizienz sowie der Anteile an EE

 Signifikante Kraftwerksüberkapazitäten in den meisten MS

 Zunahme nationaler Kapazitätsinterventionen

 Gesunkene Technologiekosten für EE 

 (P): Marktintegration

 Investition in EE nur bei stabilem Regelungsrahmen möglich

 Kohleausstieg in mehreren MS beschlossen oder diskutiert

 Emissionshandel: deutliche Zertifikatsüberschüsse
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Elektrizitätsbinnenmarkt-Verordnung

(EltV)
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Was ist die neue EltV?

 Komplette Neufassung der bisherigen StromhandelszugangsVO/ ZVO

 Ziele

 Stärkung des Wettbewerbs auf den großen Stromhandelsmärkten

 Erhöhung der grenzüberschreitenden Stromflüsse innerhalb der EU

 Betroffen sind: Mitgliedstaaten, (Ü)NB, Regulierungsbehörden

 Dabei Einbeziehung von Elementen verschiedener bereits bestehender 
Rechtsakte

 CACM-VO
 Balancing-VO
 SO-VO
 Bisherige Stromhandels-VO
 Neue Elemente

EltV
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Überblick über die Inhalte der EltV

 Detaillierte Regeln zur Funktionsweise des Strommarkts

 Netzbetrieb

 Stromgebotszonen und Bewirtschaftung von Interkonnektoren

 Engpassmanagement

 Netzentgelte

 Kapazitätsmechanismen

 Regelungen für Verbände und Institutionen

 ENTSO-E (ÜNB); zukünftig ggf. auch eine EU DSO Entity (für VNB) 

 RCC (Regional Cooperation Council)

 Verfahren für Netzkodizes und Leitlinien
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Stromgebotszonen und Interkonnektoren
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Gebotszonen, Art. 14 EltV (1)

Quelle: ENTSO-E, First Edition of the Bidding Zone Review, Final Report 2018
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 Zuschnitt Stromgebotszonen

 70% Zielwert für Interkonnektoren-Öffnung zur Vermeidung struktureller 
Engpässe  

 Ausnahmen sind zeitlich begrenzt möglich, wenn Auswirkungen auf 
benachbarte Zonen durch Entlastungsmaßnahmen begrenzt werden und
grenzüberschreitende Übertragungskapazität nicht beeinträchtigt wird

 Feststellung struktureller Engpässe Mitgliedstaat muss entweder

 Gebotszonenzuschnitt ändern (DE ist seit 2015 steigender Kritik der Komm 
wegen Verzögerungen beim Netzausbau ausgesetzt, Ruf nach zwei Gebotszonen-
Überschussstrom zu Nachbarn „eine Quelle politischer Konflikte“ behindert 

Integration der west- und osteuropäischen Strommärkte) oder

 Aktionsplans zur Behebung des Netzengpasses (Art. 15 EltV) erstellen; 
muss dazu führen, dass 70% der jeweiligen Verbindungsleitungskapazität 
erreicht wird (ab Ende Übergangsfrist 2025)

Gebotszonen, Art. 14 f. EltV (2)
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Veränderungen bei 
Kapazitätsmechanismen
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Bedingungen für Kapazitätsmechanismen
Artikel 21 ff. EltV

 EU-Mindestanforderungen, die Marktverzerrung durch  
Kapazitätsmechanismen begrenzen sollen

 Kapazitätsmechanismen sind fortan zeitlich befristet

 Werden von EU-KOM für längstens zehn Jahre genehmigt

 Mitgliedstaaten sind verpflichtet, Marktreformplan vorzulegen

 Müssen unnötige  Marktverzerrungen ausschließen

 Vorrang der Reserven: Kapazitätsmarkt nur möglich, wenn strategische 
Reserve als Alternative nicht ausreicht

 Kritik: Komm hat  für etliche MS vorher großzügig durchgewunken, UK, 
Frankreich, Polen…. BBH Verfahren Nichtigkeitsklage TEMPUS II gegen Polen 
Entscheidung  (T 167/19)- andauernd
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Europäische Verteilnetzbetreiber-
Organisation (EU VNBO / EU DSO Entity)
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EU DSO Entity (EU VNBO), 
Art. 52 ff. EltV

 Ziel: Gemeinsames Organ der europäischen VNB, Gegengewicht zu ENTSO-E

 Aktueller Stand: Aufbau der Organisation durch europäische VNB-Verbände 
(GEODE, Cedec, Eurelectric, E.DSO) 

 Verwaltungsrat aus 27 Unternehmen

 9 kleine (<100.000 Anschlussnutzer)
 9 mittlere ( >100.000 < 1.000.000 Anschlussnutzer)
 9 große Unternehmen (> 1.000.000 Anschlussnutzer)

 Generalversammlung mit allen Mitgliedsunternehmen / deren Vertretern

 Expertengruppen (insb. zur Erarbeitung der Netzkodizes, zus. mit ENTSO-E)

 Alle VNB in Europa sind zur Mitgliedschaft berechtigt 

 Möglichkeit der Vertretung durch anderen VNB oder 
 durch nationalen/europäischen Verband
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Elektrizitätsbinnenmarkt-Richtlinie

(EltRL)
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Überblick über die Inhalte der EltRL

 Allgemeine Regeln zur Organisation und Funktionsweise des 
Stromsektors sowie zum Markt- und Netzzugang

 Neue Marktrollen: Aktive Kunden & Bürgerenergiegemeinschaften

 Stärkung des Verbraucherschutzes und der Verbraucher

 Unbundling: Betrieb von Speichern und Ladesäulen nur unter 
bestimmten Voraussetzungen möglich

 Wettbewerbliche Beschaffung von Systemdienstleistungen und 
Inanspruchnahme von Flexibilität durch VNB & ÜNB

 Aufgaben der ÜNB/VNB



2518.11.2019 · Az. 00685-19 © BECKER BÜTTNER HELD 
Rechtsanwälte Wirtschaftsprüfer Steuerberater · PartGmbB

Neue Marktrollen
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Ein neuer europäischer Strommarkt

 Energiekooperativen und Prosumer als neue Akteure

 Anerkennung von „Bürgerenergie”

 Beitrag zu nationalen Ausbauzielen für Erneuerbare Energie

 Zusätzliches Kapital für Investitionen in Erneuerbare

 Förderung lokalen Wohlstands

 Im Gesetzespaket:

 Möglichkeit, eigene Energie zu produzieren, zu verbrauchen und zu 
verkaufen

 Minimum an Bürokratie und Verwaltung

 Ausnahme von Ausschreibungen
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 Reguliert den Energiebinnenmarkt

 Adressiert Wettbewerbs-
Hindernisse

 Fördert Effizienzsteigerungen und 
wettbewerbliche Preise

 Elemente zur Förderung 
Erneuerbarer Energien

 Horizontale Ebene zwischen 
Marktteilnehmern

 Aktive Kunden & 
Bürgerenergiegemeinschaften

Unterschiede zwischen der EE-RL und 
der EltRL

 EE fördern

 „equal footing“

 Keine Beschränkung 
auf Strom (bereits seit 

Rili 2009/28/EG)

 EE-Akzeptanz fördern

 EE-Gemeinschaften
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Aktive Kunden, Art. 15 EltRL

 Endkunden haben das Recht, als aktive Kunden selbst erzeugte 
Elektrizität zu verbrauchen, zu speichern und zu verkaufen (ggf. auch über 
Aggregatoren)

 Endkunden sind kostenorientierten, transparenten und 
diskriminierungsfreien Netzentgelten unterworfen

 Schutz vor unverhältnismäßigen oder diskriminierenden Hemmnissen

 Etwa besondere technische oder verfahrensrechtliche Erfordernisse

 Verfahren und Gebühren

 In Deutschland: Prüfung notwendig, ob bestehende Befreiungen und 
Privilegierungen bereits ausreichend sind (z.B. § 118 Abs. 4 EnWG; § 61 
Abs. 1 EEG)
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Bürgerenergiegemeinschaften, 
Art. 16 EltRL

 Definition: Freiwilliger Zusammenschluss von natürlichen Personen, 
öffentlichen Stellen oder kleinen Unternehmen

 Ziel: Mitgliedern/Anteilseignern/Tätigkeitsgebieten vor Ort ökologische, 
wirtschaftliche oder sozialgemeindliche Vorteile zu bringen

 Tätigkeitsbereiche

 Sämtliche Wertschöpfungsbereiche (Erzeugung, Verteilung, 
Versorgung, Verbrauch, Aggregierung, Speicherung, 
Energieeffizienzdienstleistung oder sonstige Energiedienstleistung)

 Mitgliedstaat entscheidet, ob auch Tätigkeit als Netzbetreiber möglich
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Exkurs: Prosumer in der EE-RL

 (Mit-)Eigentum der Verbraucher an EE als wesentlicher 
Eckpfeiler des Gesamterfolgs des Energiewendeprozesses

 Möglichkeiten nach der EE-Richtlinie für Prosumer

 EE-Eigenversorger, Art. 21 EE-RL

 EE-Gemeinschaften, Art. 22 EE-RL

 EE-RL definiert Rechte und Pflichten der Bürger

 Prosumer-Begriff wird u.a. verknüpft mit

 Bekämpfung der Energiearmut

 Förderung der lokalen Entwicklung und der Nachfrageflexibilität

 Erste Forschungsprojekte und Optionen für BBH-Beratung

 z.B. Erstellung von Satzungen für Consumer Stock Ownership Plans 
(CSOP) in und für Energiegemeinschaften
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EE-Eigenversorger,
Art. 21 EE-RL (1)

 An Ort und Stelle selbst genutzter eigenerzeugter EE-Strom 
darf nur in Abgaben und Gebühren einbezogen werden, wenn

 Der vom Eigenversorger erzeugte Strom auf effektive Weise durch 
eine Förderregelung unterstützt wird und die Belastung nicht die 
Wirtschaftlichkeit des Projekts und den Anreizeffekt der Förderung 
untergräbt oder

 Der Anteil von EE-Eigenversorgungsanlagen 80% der gesamten in 
einem MS installierten Stromerzeugungskapazität übersteigt (ab 2027) 
oder

 Der Strom in einer Anlage >30 kW erzeugt wird

 Strom, der aus dem Netz bezogen / in das Netz eingespeist 
wird, kann in ein kostenorientiertes Abgaben- & 
Netzentgeltsystem einbezogen werden
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EE-Eigenversorger,
Art. 21 EE-RL (2)

 Gemeinsam handelnde Eigenversorger

 Gruppe von mindestens zwei gemeinsam handelnden EE-
Eigenversorgern, die sich im selben Gebäude/Mehrfamilienhaus 
befinden

 Müssen dieselben Rechte haben wie einzelne Eigenversorger

 Mögliche Anwendungsgebiete (ggf. in Kombination mit EE-
Gemeinschaften oder unter Einschaltung Dritter/Aggregatoren)

 Zugang zur Eigenversorgung für einkommensschwache / bedürftige 
Haushalte

 Eigenversorgung für Mieter durch Zusammenschluss der Mieter selbst
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EE-Eigenversorger,
Art. 21 EE-RL (3)

 Umsetzungsbedarf in Deutschland

 EEG-Umlage kann weiterhin auf zur Eigenversorgung genutzten EE-
Strom erhoben werden, wenn EEG-Förderung erfolgt und
Wirtschaftlichkeit der Projekte nicht gefährdet ist bzw. Anreizwirkung 
der Förderung untergaben wird

 Ausweitung des Begriffs der Eigenversorgung erforderlich

 „Selbst Betreiben“; Einbeziehung von Dritten notwendig

 Gemeinsam handelnde Eigenversorger

 Diskriminierungsfreier Zugang für Eigenversorger zu bestehenden 
Förderregelungen

 (P): Ausschluss der Eigenversorgung von Teilnahme an Ausschreibungen (§
27a EEG) weiterhin sachlich gerechtfertigt?
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EE-Gemeinschaften,
Art. 22 EE-RL

 Definition enthält viel Umsetzungsspielraum für MS

 Unabhängige Gemeinschaft, Beteiligung muss offen und freiwillig sein

 Lokale Kontrolle durch in der Nähe ansässige Anteilseigner (natürliche 
Personen, lokale Behörden, kleine und mittlere Unternehmen)

 Hauptzweck: Ökologische, wirtschaftliche oder sozialgemeindliche 
Vorteile, nicht Profit

 MS müssen Analyse ggf. bestehender Hemmnisse und 
Potenziale durchführen und geeignete Rahmenbedingungen 
schaffen („enabling framework“)

 Bei Förderregelungen besonders zu beachten 
(Chancengleichheit)
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Verbraucherschutz
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Wichtigste Verbraucherschutz-
regelungen der EltRL (1)

 Anspruch auf Smart Meter (Art. 19 ff. EltRL) und dynamische 
Strompreisverträge (Art. 11 EltRL)

 Keine Einführung von „Sozialtarifen“ geplant (Art. 5 EltRL)

 Ab 2026: Lieferantenwechsel innerhalb von 24 Stunden (Art. 12 Abs. 1 
EltRL)

 Kostenloser Zugang zu unabhängigen Vergleichsportalen (Art. 14 EltRL)

 Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle für alle Informationen über 
Verbraucherrechte und Streitbeilegungsverfahren (Art. 25 EltRL)
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Wichtigste Verbraucherschutz-
regelungen der EltRL (2)

 Anforderungen an Verträge (Art. 10 EltRL), häufig bereits im deutschen 
Recht abgebildet, teilweise aber neu: 

 Informationspflichten in der Grundversorgung über 
Verbraucherrechte

 Informationen für Verbraucher zu Alternativen zu Stromsperren

 Preisänderungsmitteilung mind. zwei Wochen bzw. bei HHK sogar 
einen Monat vorher

 Vorgaben zur Handhabung des Beschwerdemanagements
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Recht auf außergerichtliche 
Streitbeilegung für Endkunden (1)

 „Endkunde“ ist jeder Kunde, der Elektrizität für den Eigenverbrauch 
kauft (Art. 2 Nr. 3 EltRL)
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Recht auf außergerichtliche 
Streitbeilegung für Endkunden (2)

 Umfasst neben Haushaltskunden auch Gewerbekunden, die Energie bei 
Ausübung gewerblicher oder beruflicher Tätigkeiten selbst verbrauchen

 Achtung: nicht auch „gewerbliche Kunden“(Art. 2 Nr. 5 EltRL)

 Solche, die Elektrizität nicht selbst verbrauchen 

 z.B. Erzeuger, Industriekunden, KMU, Großhändler etc.

 Gesetzesbegründung bezieht sich nur auf „Verbraucher“

 Mechanismus zum finanziellen Ausgleich begründeter Beschwerden von 
Verbrauchern (entgegen der Entwurfsfassung) nicht vorgesehen
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Weitere Gesetzgebungsakte
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ACER-Verordnung

 Hintergrund: Zunehmende grenzüberschreitende Kooperation der 
Marktteilnehmer

 Neuerungen der Entscheidungskompetenzen

Quelle: Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus Österreich
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Weitere Gesetzgebungsakte

 Governance-Verordnung

 Einführung eines zentralen Lenkungsmechanismus für Umsetzung von 
Strategien und Maßnahmen zur Verwirklichung der Energieunion (EU-
Klima- & Energieziele) bis 2030

 Wichtigste Bestandteile

 Langfrist-Strategien (zur Minderung der CO2-Emissionen)
 Integrierte nationale Energie- und Klimapläne der MS (sog. NECP)
 Integrierte nationale Energie- und Klimafortschrittsberichte der MS
 Monitoring durch EU KOM
 Mechanismen bei Auftreten einer „Ambitionslücke“ / 

„Erfüllungslücke“

 Energieeffizienz-RL

 Gebäudeeffizienz-RL
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Auswirkungen auf Speicher
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Aktuelle Rechtslage in Deutschland

 Keine einheitliche gesetzliche Definition (Differenzierung zwischen 
Energie- und Stromspeicher)

 Allgemeine Anschlusspflicht des NB nach § 17 Abs. 1 EnWG

 Anschlusspflicht für „Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie“ nach 
technisch und wirtschaftlich angemessenen, diskriminierungsfreien und 
transparenten Bedingungen

 Baukostenzuschuss: Abhängig von Praxis des Netzbetreibers 
(diskriminierungsfrei)

 Vorrangige Anschlusspflicht nach EEG

 Kein ausdrückliches Entflechtungsregime für Stromspeicher

 Anwendung des allgemeinen Entflechtungsregimes: Trennung von Netz, 
Vertrieb und Erzeugung

 Ansatz: Wertung des Speichereinsatzes tätigkeitsbezogen (markt- bzw. 
netzorientiert)
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Neufassungen EltRL & EltV

 EltRL & EltV bilden eine Einheit

 Gegenstand und Grundprinzipien

 Ausdrücklich: Speicher sind Marktteilnehmer (Art. 1 und Art. 2 Nr. 59 
und 60 EltRL)

 Wo ein Markt möglich ist, soll ein Markt entstehen, um Marktkräfte zu 
nutzen (z.B. Art. 5 „Marktbasierte Preise“ EltRL)

 Marktprinzipien für Strombinnenmarkt

 Wettbewerb
 Letztverbraucher im Mittelpunkt
 Flexibilität
 Fairness
 Transparenz

 Netzbetreiber sollen lediglich „Netzmanager“ sein
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Neufassung EltRL

 Diskriminierungsfreier Netzanschluss (Art. 31 Abs. 2 und 42 EltRL)

 Entflechtungsregeln (Art. 36 und 54 EltRL)

 VNB/ÜNB dürfen grundsätzlich nicht Eigentümer, Besitzer, Verwalter 
oder Betreiber von Energiespeichern sein

 Ausnahmen:

 Energiespeicher sind vollständig integrierte Netzkomponenten zur 
Gewährleistung der Netzstabilität und -sicherheit (keine Regelenergie und 
Engpassmanagement; Definition: Art. 2 Nr. 51 EltRL)

 Nach Abschluss eines offenen und transparenten 
Ausschreibungsverfahrens hat kein Dritter Interesse an der Errichtung, 
dem Betrieb, der Verwaltung und dem Eigentum von Energiespeichern

 Mitgliedstaaten können für gVNB Ausnahmen vorsehen

 Flexibilitätsmarkt auf VNB-Ebene: VNB sollen Flexibilität u .a. von 
Speicherbetreibern beschaffen (Art. 32 EltRL)
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Neufassung EltV

 Regelenergiemarkt

 Diskriminierungsfreie Teilnahme von Speichern am Regelenergiemarkt 
(Art. 5 Abs. 2 lit. a) und b) EltV)

 Nominierte Strommarktbetreiber (Art. 2 Nr. 8 EltV, sog. „NEMO“) 
müssen auf day-ahead- und intraday-Markt Produkte mit 500 kW oder 
geringer anbieten, damit u.a. Speicher am Markt teilnehmen können 
(Art. 7 Abs. 3 EltV)

 Netzentgelte dürfen Speicher nicht diskriminieren                                                       
(Art. 18 Abs. 1 EltV)

 Keine ausdrücklichen Regelungen zu Umlagen

 Bei Einführung eines nationalen Kapazitätsmechanismus müssen 
auch Speicher teilnehmen dürfen

 Netzkodizes: Ermächtigungsgrundlage für Speicher-Kodex (Art. 59 
Abs. 1 lit. e) EltV)
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Auswirkungen auf das Messwesen
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Das Messwesen in der 
Energieeffizienz-RL

 Datenformate

 Einheitliches europäisches Datenformat für Mess- und 
Verbrauchsdaten sowie die für einen Anbieterwechsel erforderlichen 
Daten

 Messeinrichtungen

 Bestandsschutz für bestehende Smart Meter und solche, die vor 
Inkrafttreten der Richtlinie in „state of work“ gehen

 Messwertübertragung

 Echtzeitnahe Datenbereitstellung und -visualisierung von 
Verbrauchsdaten an Endkunden ohne Mehrkosten durch 
Fernauslesbarkeit (Art. 9c EnergieeffizienzRL)

 = Verschärfung ggü. aktueller Rechtslage, da nach § 61 Abs. 2 MsbG
Infos über Energieverbrauch innerhalb von 24h zu visualisieren sind



5018.11.2019 · Az. 00685-19 © BECKER BÜTTNER HELD 
Rechtsanwälte Wirtschaftsprüfer Steuerberater · PartGmbB

Auswirkungen auf die Elektromobilität
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Bekenntnis zur Elektromobilität

 Art. 25 EE-RL: Mindestziel von 14% EE-Anteil im Verkehrssektor bis 2030

 Verpflichtung der Mitgliedstaaten, Kraftstoffhändler zu verpflichten

 Mitgliedstaaten legen hierfür indikativen Zielpfad fest

 Review-Verfahren im Jahr 2023

 Art. 28 EE-RL: Vorrang von Elektromobilität vor Biokraftstoffen

 Derzeit spannend: Ausschreibung der Komm, N° ENER/C1/2019-418 
Bewerbung BBH mit Ludwig Bölkow Systemtechnik u.a. (Partner Altrock 
koordiniert) – „assess the potential of renewable liquid and gaseous 
transport fuels of non-biological origin (RFNBOs) as well as recycled 
carbon fuels (RCFs), to establish a methodology to determine the share of 
renewable energy from RFNBOs as well as to develop a framework on 
additionality in the transport sector
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Ausstattung von Stellplätzen mit 
Ladepunkten

 Anpassung Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden

 neue und grundlegend sanierte Nichtwohngebäude (>10 Parkplätze) 

 Jeder zehnte Parkplatz: Ausstattung mit einem Ladepunkt für E-Autos, 
der in der Lage ist, den Ladevorgang abhängig von entsprechenden 
Preissignalen zu starten oder abzubrechen (Änderungsvorschlag
Energieausschuss: mind. 1 Parkplatz mit Ladepunkt; jeder 10. Parkplatz 
mit Vorverkabelung oder Leerverrohrung) 

 Ab 2025 soll Verpflichtung auch für Bestandsgebäude gelten (>10 
Parkplätze)

 neue und grundlegend sanierte Wohngebäude (>10 Parkplätze) 

 jeder Parkplatz vorverkabelt (Energieausschuss: oder leerverrohrt), 
um Errichtung Ladepunkte zu ermöglichen
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Netz oder Vertrieb als Akteur im 
Bereich Elektromobilität?

 Ladeinfrastruktur ist nicht Teil des (regulierten) Netzes

 Keine Pflicht (ggf. zukünftig kein Recht?) für NB zu Errichtung 
Ladeinfrastruktur; Keine Finanzierung über Netzentgelte (buch. Entfl.!)

 NB darf aber im Auftrag des Anschlussnehmers (und gegen Entgelt) in der 
elektrischen (Kunden)Anlage tätig werden, z.B. Verlegung von Leitungen, 
Leerrohren etc. zur Stromversorgung von Ladeinfrastr.

 Ggf. Erbringung (interner) Dienstleistungen im Bereich E-Mobilität

 Netzdienliche Steuerung von Ladeeinrichtungen durch NB nach § 14a 
EnWG (ggf. Ergänzung Preisblatt Netzentgelte und Vereinbarung mit 
Netznutzer!)

 Neues Geschäftsfeld für Vertrieb/sonstigen Geschäftsbereich

 Mobilitätsanbieter (bzw. Betreiber von Ladeinfrastruktur)

 Dienstleister für Unternehmen, Kommunen, Bauträger, Privatpersonen…
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Auswirkungen auf 

Erneuerbare Energien
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Einspeisevergütung und Direktvermarktung

Netzbetreiber

EEG-Anlage

Marktprämie
(Modell 1) 

Händler

Verbraucher

Stromliefervertrag

Stromein-
speisung und 
Einspeisever-

gütung
(Modell 2)

Börse

Lieferant
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Priority-Dispatch, Art. 12 EltV (1)

 Grundsätzlich: Kraftwerkseinsatz ist unabhängig von der wirtschaftlichen 
Reihung der Gebote

 EltV: Verpflichtung zur vorrangigen Einspeisung für EE-Anlagen < 400 kW

 Schwellenwerte entsprechend der Bilanzausgleichsverantwortlichkeit

 Niedrigere Schwellenwerte & Abschaffung unter bestimmten 
Bedingungen möglich (Art. 12 Abs. 3 EltV)

 Ab 01.01.2026 sinkt Schwellenwert auf 200 kW (Art. 12 Abs. 5 EltV)

 Vorrangige Einspeisung

 Verpflichtend für Demonstrationsprojekte 

 Optional für KWK-Anlagen
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Priority-Dispatch, Art. 12 EltV (2)

 Bestandsschutz für EE- und KWK-Anlagen (Art. 12 Abs. 6)

 Wenn Inbetriebnahme vor Inkrafttreten der EltV (= 20 Tage nach 
Veröffentlichung im Amtsblatt)

 Wenn keine wesentliche Veränderung der Anlagen erfolgt

 Achtung: Verpflichtung zur vorrangigen Einspeisung begrenzt

 Steht unter dem Vorbehalt der Betriebssicherheit

 Dient nicht zur Rechtfertigung der Beschränkung grenzüberschreitender 
Übertragungskapazitäten



5818.11.2019 · Az. 00685-19 © BECKER BÜTTNER HELD 
Rechtsanwälte Wirtschaftsprüfer Steuerberater · PartGmbB

Redispatch, Art. 13 EltV (1)

 Begriff „Redispatch“ (Art. 2 Nr. 26 EltV):

 Alle vom NB zur Erhaltung der Betriebssicherheit getroffenen 
Maßnahmen, durch die Erzeugungs- und/oder Lastmuster geändert 
werden

 um physikalische Lastflüsse im Stromsystem zu ändern und 
physikalische Engpässe zu mindern / anderweitig für Systemsicherheit 
zu sorgen

 Als Maßnahme gelten auch Einspeiseeinschränkungen

 EltV beinhaltet erstmals konkrete EU-Vorgaben für NB zur Durchführung 
des Redispatch unter Beachtung des EE-Vorrangs
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Redispatch, Art. 13 EltV (2)

 Primär: Marktbasierter Redispatch (Art. 13 Abs. 1 EltV)

 Objektive, transparente & diskriminierungsfreie Kriterien
 Muss allen Erzeugungstechnologien und allen Arten der 

Energiespeicherung und Laststeuerung offenstehen 

 Ausnahmen (Art. 13 Abs. 3 EltV)

 Marktbasierte Alternative ist nicht verfügbar oder
 Gefahr strategischen Bietens im Fall struktureller Netzengpässe

 Konsequenzen bei nicht-marktbasiertem Redispatch

 Abschaltreihenfolge mit EE-Vorrang

 Entschädigung

 zusätzliche Betriebskosten oder
 entgangene Nettoeinnahmen des Stromverkaufs am Day-Ahead-Markt 

(inkl. entgangener Förderung)
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EE-RL: Konsequenzen für die Ausgestaltung 
von Förderregelungen für EE-Anlagen

 Art. 4 bis 6 EE-RL: Ausgestaltung von Förderregelungen, Öffnung, 
Stabilität und Planbarkeit

 Betonung des Ziels der Marktintegration, Berücksichtigung von 
Systemintegrationskosten und Netzstabilität

 Förderung muss mittels Marktprämie erfolgen

 Technologieneutrale Ausschreibungen

 Förderung muss offen, transparent, wettbewerblich, 
diskriminierungsfrei und kosteneffizient erfolgen

 Ausnahmen

• für kleine Anlagen; Demonstrationsprojekte möglich

• Ausnahmen möglich, wenn technologieoffene Ausschreibungen zu 
schlechten Ergebnissen führen

 Alle drei Jahre: Berichtspflicht an EU KOM
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EE-RL: Bemühungen der Mitgliedstaaten zur 
Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien

 Art. 23 und 24 EE-RL: „Bemühung“ der MS, erneuerbare Energien im 
Wärme- und Kältesektor im jährlichen Durchschnitt um 1,3 
Prozentpunkte zu erhöhen

 Entweder Erhöhung EE-Anteil um jährlich 1% oder

 Diskriminierungsfreies Drittzugangsrecht für Wärme/Kälte aus 
Erneuerbaren oder Abwärme/Abkälte

 bei Anschluss neuer Kunden oder Ersatz und Erweiterung 
bestehender Kapazitäten

 Ausnahmen: 

• NB kann Drittzugang verweigern, wenn System zu wenig Kapazität aufweist, 
technische Anforderungen nicht eingehalten werden können oder 
unverhältnismäßige Kostensteigerung für Endkunden droht

• MS können Ausnahmen vorsehen für bestehende effiziente Wärmesysteme
und für Wärme-/Kältesysteme mit Feuerungsleistung unter 20 MW
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Agenda

1. Einführung: Kontext und Ziele des Maßnahmenpakets 

„Saubere Energie für alle Europäer“

2. Überblick über dieses Maßnahmenpaket 

3. Zentrale Inhalte

4. Nächste Schritte

5. Industrieller Klimaschutz in der Praxis - Wo klemmt es? 
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Geltung des Winterpakets in den 
Mitgliedstaaten / Umsetzungsfristen

Rechtsakt Verabschiedet am… Umsetzungsfrist

Governance-VO 11.12.2018 Unmittelbare Geltung seit 24.12.2018

ACER-VO 05.06.2019 Unmittelbare Geltung seit 04.07.2019

Risikovorsorge-VO 22.05.2019 Unmittelbare Geltung seit 04.07.2019

EltV 05.06.2019 Unmittelbare Geltung ab 01.01.2020

EltRL 05.06.2019 Umsetzung durch MS bis 31.12.2020

Gebäudeeffizienz-RL 30.05.2018 Umsetzung durch MS bis 10.03.2020

Energieeffizienz-RL 11.12.2018 Umsetzung durch MS bis 25.06.2020

EE-RL 11.12.2018 Umsetzung durch MS bis 30.06.2021



6418.11.2019 · Az. 00685-19 © BECKER BÜTTNER HELD 
Rechtsanwälte Wirtschaftsprüfer Steuerberater · PartGmbB

Erarbeitung der nationalen Energie- und 
Klimapläne der Mitgliedstaaten

 Erarbeitung der nationalen Energie- und Klimapläne der 
Mitgliedsstaaten für die nächste Dekade bis Ende 2019

 Entwicklung eines „Green Deal für Europa“, eine ökologische Wende 
unserer Gesellschaft, innerhalb der ersten 100 Tagen der Amtszeit der 
neuen EU Kommission

 Die Europäische Kommission wird eine Rahmenmitteilung und eine Liste von 
Legislativvorschlägen Mitte Dezember 2019 veröffentlichen

 In neuer Gesetzgebung: Europa wird bis 2050 der erste klimaneutrale Kontinent

 Senkung der CO2-Emissionen bis 2030 um 50 % -55 % anstatt der bisherigen 40%

 Investitionsplan für ein zukunftsfähiges Europa sowie Umwandlung von Teilen der 
Europäischen Investitionsbank in eine Klimaschutzbank

 CO2-Grenzsteuer

 Fonds für einen fairen Übergang
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Agenda

1. Einführung: Kontext und Ziele des Maßnahmenpakets 

„Saubere Energie für alle Europäer“

2. Überblick über dieses Maßnahmenpaket 

3. Zentrale Inhalte

4. Nächste Schritte

5. Industrieller Klimaschutz in der Praxis - Wo klemmt es? 
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Industrieller Klimaschutz in der Praxis (1)

• Zielstellung: Die international vereinbarten Klimaziele
müssen durch Einsparung von CO2 in allen Branchen erreicht
werden.

• Wie kann dies in der Industrie gelingen?

• Ersetzung von veralteten Eigenstromerzeugungsanlagen

• Ersetzung oder Erneuerung von Produktions- und Hilfsmitteln (z.B. 
Drucklufterzeuger)

• Energieeffizienzprojekte

• Nutzung industrieller „Abfallprodukte“

• …
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Industrieller Klimaschutz in der Praxis (2)

• Fragestellung: Werden Industrieunternehmen bei der Umsetzung von
Energieeffizienzmaßnahmen durch den nationalen Gesetzgeber und die
Europäischen Institutionen unterstüzt?

• Positive Wirkungen:

• Auf nationaler Ebene wurden viele Förderprogramme aufgesetzt, um
Effizienzmaßnahmen in der Industrie zu forcieren (z.B. für die Nutzung von
industrieller Abwärme)

• Auch auf europäischer Ebene wurden viele Förderprogamme aufgesetzt, um
Effizienzprogramme zu forcieren.

• Problem: Die Fördervorraussetzungen und die Wechselwirkungen zu den
einschlägigen Energieprivilegierungstatbeständen verursachen erhebliche
Unsicherheiten (z.B. Beihilfenrecht, § 53a Abs. 8 EnergieStG).
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Industrieller Klimaschutz in der Praxis (3)

• Negative Wirkungen:

• Die deutsche Gesetzgebung und die Aktionen der Europäischen Institutionen führen
dazu, dass Klimaschutzmaßnahmen nicht umgesetzt werden. Denn Unternehmen, die
Strom und Wärme einsparen und damit zu einer Reduktion des CO2-Ausstoßes
beitragen werden nach der aktuellen Rechtslage nicht honoriert, sondern sanktioniert!

• Die Gesetzgebung der letzten Jahre und die Vorgaben der Europäischen Institutionen
führen dazu, dass Investitionen in den Anlagenpark und damit in die Energieeffizienz
vermieden werden.

• Investitionen werden nur dann vorgenommen, wenn es belastbare rechtliche
Planungsbedingungen gibt und rückwirkende – von der Bundesregierung immer
wieder als Klarstellungen bezeichnete – Eingriffe unterlassen werden.

• Ein paar Beispiele aus der Praxis:

• …
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Ein paar Beispiele aus der Praxis (1)

• Beispiel 1: Eigenversorgung in der Industrie

• Unternehmen A betreibt seit dem 02.01.1995 eine Stromerzeugungsanlage zur
Eigenversorgung (Kohle ohne Wärmeauskopplung). Die Anlage bedarf auf Grund ihres
Alters erheblicher und kostenintensiver Wartungsmaßnahmen. Das Unternehmen
überlegt, die Stromerzeugungsanlage durch eine hocheffiziente KWK-Anlage zu
ersetzen. Wird das Unternehmen einen Ersatz vornehmen?

• Nein, unter Berücksichtigung der aktuellen rechtlichen Rahmenbedingungen wird die
bestehende Anlage nicht ersetzt. Denn der aus Klimaschutzgesichtspunkten
wünschenswerte Ersatz der Anlage führt für Unternehmen A zu erheblichen
finanziellen Mehrbelastungen bei der EEG-Umlage.

• Folge: Unternehmen A wird jede denkbare Anstrengung Unternehmen, um die
bestehende Anlage und damit die EEG-Umlagereduktion zu erhalten!

• Lösung: Die Ersetzung der Anlage wird gefördert indem der „EEG-Bestandsschutz“
trotz Ersetzung erhalten bleibt. Leider sehen die gesetzlichen Vorgaben anders aus
und die Stimmen der Europäischen Institutionen lauten ebenfalls anders!
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Beispiel 2: BesAR & Eigenversorgung 
in der Industrie

• Unternehmen B nimmt bis zum Jahre 2013 die Besondere Ausgleichsregelug in
Anspruch. Aufgrund des hohen Wärmebedarfs überlegte der Energiemanager eine
KWK-Anlage zu errichten. Mit dieser Maßnahme könnte er den erforderlichen
Wärmebedarf decken, die Stromnetze entlasten und Strom sowie Wärme mit einer
besseren CO2-Bilanz nutzen. Wie wird der Vorstand des Unternehmens auf die Idee des
Energiemanagers reagieren?

• Antwort: (Leider) war der Vorstand begeistert und das Projekt wurde umgesetzt.
Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben im EEG 2012 und im EEG 2014 führte das Projekt
jedoch zum Verlust der BesAR und zu einer jährlichen Mehrbelastung von etwa €
2.000.000. Denn durch die Eigenversorgung wurde die für die BesAR erforderliche
Stromkostenintensität nicht mehr erreicht.

• Folge: Der Gesetzgeber hat die BesAR zwar zwischenzeitlich angepasst. Allerdings
wird der betroffene Vorstand ins seiner Amtszeit – wenn es sich vermeiden lässt –
keine Effizienzmaßnahmen mehr umsetzen; entsprechendes gilt für sinnvolle
gesellschaftsrechtliche Umstrukturierungen des Unternehmens.
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Beispiel 3: Strommengenabgrenzung
ist wichtiger als Klimaschutz

• Trotz der rechtlichen Unwägbarkeiten im deutschen Energierecht ist der
Geschäftsführer des Unternehmens C entschlossen, die Energieeffizienz zu verbessern.
Um die gewünschten Ziele zu erreichen, geht er eine Kooperation mit dem
Unternehmen D ein, welches seit Jahren für „erfolgreiche Energieeffizienzmaßnahmen“
bekannt ist. Die Unternehmen setzten diverse Maßnahmen um. Dabei werden auch
einige Maßnahmen von Unternehmen D finanziert und Mitarbeiter des Unternehmens
D sind ständig bei Unternehmen auf dem Werksgelände.

• Folge: Eine Erfolgsgeschichte, oder? Am 18.12.2018 erhält das Unternehmen A einen
Brief des BAFA und wird darauf hingewiesen, dass sämtliche Strommengen, die nicht
vom Unternehmen selbst verbraucht wurden, gemäß der Vorgaben des §§ 62a und b
EEG 2017 abzugrenzen sind. Soweit die Abgrenzung fehlerhaft vorgenommen wird,
droht die Rücknahme des BesAR-Begrenzungsbescheides und jährliche Mehrkosten in
Höhe von mehreren Millionen.

• Frage: Wie wird der Geschäftsführer des Unternehmens C 
Energieeffizienzmaßnahmen in Zukunft bewerten?  
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Ein paar Beispiele aus der Praxis (4)

• Exkurs: Messung und Schätzung nach §§ 62 a und b EEG 2017

• Rechtlicher Rahmen: Nach den Vorgaben des EEG 2017 müssen Unternehmen, die für den eigenen Verbrauch eine
reduzierte EEG-Umlage (oder Netzumlagen) zahlen, Strom den sie an Dritte weiterleiten, mittels einer geeichten
Messeinrichtung abgrenzen. Nur Ausnahmsweise darf der Drittstromverbrauch geschätzt werden. Bis zum
Abschluss des Kalenderjahres 2020 hat der Gesetzgeber aber eine „großzügige Schätzungsmöglichkeit“ eröffnet.

• Problem: Wer ist eigentlich Drittverbraucher? Nach Auffassung der BNetzA ist nur der Strom als Eigenverbrauch
und somit nicht als Stromweiterleitung an Dritte zu bewerten, den das Unternehmen in eigenen
Stromverbrauchseinrichtungen nutzt. Betreiber einer Stromverbrauchseinrichtung ist dabei aber nur die Person,
welche die Sachherrschaft über die Einrichtung ausübt, die Fahrweise der Einrichtung bestimmt und die
entsprechenden wirtschaftlichen Risiken trägt.

• Folge: Die Vorstände und Geschäftsführer der Unternehmen A, B und C beauftragen ihre Ingenieure und diverse
interne und externe Juristen sowie Wirtschaftsprüfer und energiewirtschaftliche Berater im Januar 2019 mit der
Erfassung von Drittverbräuchen. Nach einem halben Jahr wurden fast alle Drittverbraucher (z.B. Colaautomaten,
Druckerstationen, nicht haushaltsübliche WLAN-Router, vgl. dazu auch Hinweisblatt der BNetzA zum Messen
und Schätzen) erfasst. Trotz des Erfolges fragen sich die Vorstände und Geschäftsführer, wieviel CO2 dadurch
vermieden werden konnte und stellen ferner fest, dass die Durchführung von Energieeffizienzmaßnahmen

gemeinsam mit Dritten doch keine so gute Idee ist.

• Vorteil: Zumindest kann mit dem neuen Messkonzept, welches auch der Abgrenzung von Strommengen in
Colaautomaten dient und das bis zum 31.12.2019 umgesetzt werden muss, der Energiemanager, welcher die
Zertifizierung nach DIN EN ISO 50001 sicherstellen muss, „befriedet“ werden.
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Beispiel 4: Der Unterschied zwischen 
Klarstellungen und Rückwirkungen
• Unternehmen E errichtet im Jahr 2009 eine hocheffiziente KWK-Anlage und kann sowohl

den dort erzeugten Strom als auch die Wärme vollständig zur Eigenversorgung nutzen. Die
Investitionen werden sich nach 8 bis 10 Jahren lohnen. Im Kalenderjahr 2015 möchte
dergewissenhafte Energiemanager die Anlage beim Übertragungsnetzbetreiber melden
und nutzt das dort zur Verfügung gestellte Meldeportal. Dort wird er gefragt, ob auch
Strom an Dritte weitergeleitet wird. Nach Rücksprache mit dem genauen Rechtsanwalt G
teilt er dem Übertragungsnetzbetreiber mit, dass die firmeneigene Stiftung auf dem
Betriebsgelände etwa 10.000 kWh verbraucht. Auf Nachfrage teilte er mit, dass die
Messungen für die Ermittlungen des Stromverbrauchs nicht (mehr) geeicht seien.

• Folge: Der Übertragungsnetzbetreiber stellt Rechnungen für die Kalenderjahre 2019 bis 2014 in einer Gesamthöhe
von etwa € 2.500.000 zzgl. Zinsen. Zur Begründung führt er aus, dass aufgrund der fehlenden Messung nicht
nachgewiesen werden kann, in welchem Umfang der erzeugte Strom auch „zeitgleich“ (1/4-h-genau) vom
Unternehmen E verbraucht wurde.

• Bemerkenswert: Erst im Kalenderjahr 2019 stellten das OLG Frankfurt am Main und das OLG Stuttgart fest, dass der
„1/4-h-Maßstab“ frühestens zum 01.08.2014 (Inkrafttreten des EEG 2014) galt. Der Hinweis des Gesetzgebers, dass
der „1/4-h-Maßstab“ schon immer galt und die Hinweise im EEG 2014 nur als Klarstellung zu verstehen waren, war
damit offensichtlich falsch.

• Hinweis: Obgleich das OLG Frankfurt am Main und das OLG Stuttgart sehr eindeutig festgestellt haben, dass
rückwirkende Änderungen gesetzlichen Vorgaben unzulässig sind – so auch die ständige Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts – wird sich diese Diskussion bei sogenannten „Scheibenpachtmodellen“ bald
wiederholen!
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Beispiel 5: Die Nutzung von 
industrieller Abwärme 

• Der Geschäftsführer des Unternehmens F sieht sich den Zielen des Pariser
Klimaschutzabkommens verpflichtet und überlegt, wie er den CO2-Ausstoß
minimieren kann. In seinem Unternehmen fällt immense Menge an Abwärme an.
Diese wird bisher als „Dampf über Dach gefahren“. Mit Blick auf die Einsparung von
CO2 – denkt er – wäre es doch gut, wenn diese Wärmemengen in ein Fernwärmenetz
eingespeist werden könnten. Er spricht mit dem örtlichen Versorger, der die Idee
befürwortet, weil er so auch die mit Heizöl betriebenen Heizkessel einsparen kann.
Zudem weist der Versorger auch auf ein Förderprogramm hin.

• Frage: Was denken Sie, wie die Gesellschafter nach den Erfahrungen mit der
Eigenversorgung, mit Energieeffizienzmaßnahmen, mit dem Aufwand bei der
Strommengenabgrenzung und der Einhaltung des “1/4-h-Maßstabes“ entscheiden
werden?

• Antwort: Nur, wenn der r.o.i. weniger als zwei Jahre beträgt und die gegenwärtig 
gewährten Energiekostenprivilegierungen auch bei Umsetzung des Projekts nicht 
gefährdet werden. Was wird der Geschäftsführer wohl machen?
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Zusammenfassung

• Die vorstehenden Beispiele stellen einen Auszug aus unserer Praxiserfahrung dar. Mit 
Ausnahme der zeitlichen und monetären Angaben sind dies keine fiktiven Geschichten. 
Dies sind die Erfahrungen, die energieintensive Unternehmen bei der Umsetzung von 
Energieeffizienzprojekten machen mussten.

• Um die Vorgaben des Pariser Klimaschutzabkommens zu erreichen, sind CO2-
Einsparungen auch bei der Industrie unvermeidbar. Die überwiegende Anzahl der
Unternehmen ist dazu nach unseren Erfahrungen auch bereit. Es werden aber keine
Maßnahmen umgesetzt, wenn der deutsche Gesetzgeber und die Europäischen
Institutionen keine belastbare Energiepolitik gewährleisten.

• Das von der Bundesregierung beschlossenen Klimaschutzpaket soll zwar der
Erreichung der CO2-Ziele dienen. Es erscheint aber fraglich, wie dies gelingen soll. Der
Entwurf des Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) zeigt leider wieder deutlich,
dass der Gesetzgeber nicht bereit ist, belastbare und eindeutige Aussagen zu treffen.
Die Vielzahl der verwendeten „unbestimmten Rechtsbegriffe“ und die
Verordnungsermächtigungen sind ein weiteres Hemmnis für Investitionen.



7618.11.2019 · Az. 00685-19 © BECKER BÜTTNER HELD 
Rechtsanwälte Wirtschaftsprüfer Steuerberater · PartGmbB

Zusammenfassung (2)

• Beispiel 1: Eigenversorgung in der Industrie

• Unternehmen A betreibt seit dem 02.01.1995 eine Stromerzeugungsanlage zur
Eigenversorgung (Kohle und ohne Wärmeauskopplung). Die Anlage bedarf auf Grund
ihres Alters erheblicher und kostenintensiver Wartungsmaßnahmen. Das
Unternehmen überlegt, die Stromerzeugungsanlage durch eine hocheffiziente KWK-
Anlage zu ersetzen. Wird das Unternehmen einen Ersatz vornehmen?

• Nein, unter Berücksichtigung der aktuellen rechtlichen Rahmenbedingungen wird die
bestehende Anlage nicht ersetzt. Denn der aus Klimaschutzgesichtspunkten
wünschenswerte Ersatz der Anlage für für Unternehmen A zu erheblichen finanziellen
Mehrbelastungen bei der EEG-Umlage.

• Folge: Unternehmen A wird jede denkbare Anstrengung Unternehmen um die
bestehende Anlage und damit die EEG-Umlagereduktion zu erhalten!

• Lösung: Die Ersetzung der Anlage wird gefördert indem der „EEG-Bestandsschutz“
trotz Ersetzung erhalten bleibt. Leider sehen die gesetzlichen Vorgaben anders aus
und die Stimmen der Europäischen Institutionen lauten ebenfalls anders!
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